Bearbeiter:     § 1 Brudermüller, §§ 2,3 Götz


EG 224 § 1

Abstammung. (1) Die Vaterschaft hinsichtlich eines vor dem 1. Juli 1998 geborenen Kindes richtet sich nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Die Anfechtung der Ehelichkeit und die Anfechtung der Anerkennung der Vaterschaft richten sich nach den neuen Vorschriften über die Anfechtung der Vaterschaft.

(3) § 1599 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwenden auf Kinder, die vor dem in Absatz 1 genannten Tag geboren wurden.

(4) 1War dem Kind vor dem in Absatz 1 genannten Tag die Anfechtung verwehrt, weil ein gesetzlich vorausgesetzter Anfechtungstatbestand nicht vorlag, oder hat es vorher von seinem Anfechtungsrecht keinen Gebrauch gemacht, weil es vor Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres die dafür erforderlichen Kenntnisse nicht hatte, so beginnt für das Kind an dem in Absatz 1 genannten Tag eine zweijährige Frist für die Anfechtung der Vaterschaft. 2Ist eine Anfechtungsklage wegen Fristversäumnis oder wegen Fehlens eines gesetzlichen Anfechtungstatbestandes abgewiesen worden, so steht die Rechtskraft dieser Entscheidung einer erneuten Klage nicht entgegen.

(5) 1Der Beschwerde des Kindes, dem nach neuem Recht eine Beschwerde zusteht, steht die Wirksamkeit einer Verfügung, durch die das Vormundschaftsgericht die Vaterschaft nach den bisher geltenden Vorschriften festgestellt hat, nicht entgegen. 2Die Beschwerdefrist beginnt frühestens am 1. Juli 1998.
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1) Vgl zunächst Einf 4 v BGB 1589. Die dch Art 12 Nr 4 KindRG eingeführte Vorschr regelt, welche ab​stammgsrechtl Bestimmgen bzgl VaterschZuordng u VaterschAnfechtg für vor dem 1. 7. 98 geborene Kinder gelten. Soweit sich materiellrechtl die Anfechtg der Anerkenng der Vatersch nach den BGB 1599 ff nF richtet, liegt darin ledigl eine verfassgsrechtl unbedenkl unechte Rückwirkg (BGH NJW 99, 1862). Zur Fortführg von VaterschVerf, die am 1. 7. 98 anhäng waren, vgl 59. Aufl, Einf 36 v BGB 1626.
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2) Am 1. 7. 98 schon geklärte Vaterschaften, I. Soweit sie dch Anerkenng od gerichtl festgestellt sind, bleiben sie bestehen unabhäng davon, dass sie dch VaterschAnfechtg nach wie vor noch wieder beseit werden können. Entsprechdes gilt für vor dem 1. 7. 98 erfolgte VaterschAusschlüsse. Unerhebl ist auch, dass nach dem früheren Recht die ehel od nichtehel Abstammg u nicht wie jetzt ledigl die Vatersch festgestellt wurde (BT-Drs 13/4899 S 138). War das Ki nach der aF „nichtehel“ u hatte bis zum 1. 7. 98 kein Mann die Vatersch anerkannt bzw war niemand als Vater festgestellt worden, richtet sich die VaterschFeststellg ausschließl nach neuem Recht. Das gilt insbes für die Klageberechtigg (BGB 1600 e).
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3) Anerkennung der Vaterschaft. Wurde die Vatersch vor dem 1. 7. 98 anerkannt, ist die Anerkenng aber noch nicht wirks geworden, so ist für die weiteren Voraussetzgen der Wirksamk das frühere Recht maßg (BT-Drs 13/4899 S 138). Erfdl ist also gem BGB 1600 c I, 1600 d II aF die Zustimmg des Kindes u nicht nach BGB 1595 I nF die der Mutter. Vor dem 1. 7. 98 abgegebene AnerkenngsErkl sind ggf nach BGB 1600 e III aF spätestens am 31. 12. 98 wirkgslos geworden; die Vatersch kann nunmehr aber jederzeit nach neuem Recht erneut anerkannt werden. Art. 224 § 1 Brudermüller; Art. 224 § 2 Götz 
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4) Anfechtung der Vaterschaft, II. – a) Soll nach dem Inkrafttr des KindRG eine nach dem bish Recht begründete Vatersch (also gleichgült, ob sie auf Anerkenng beruht od gerichtl festgestellt worden ist) angefochten werden, so sind dafür die neuen Vorschr maßg. Das gilt insbes für den Kreis der AnfechtgsBerecht (vgl BGB 1600 Rn 1), für die verkürzte EmpfängnZeit nach BGB 1593 S 1 nF sowie für die Anfechtgsfrist, so dass eine nach BGB 1600 h I aF am 1. 7. 98 bereits abgelaufene einjähr Anfechtgsfrist dch die 2-Jahres-Frist von BGB 1600 b auch zG des Scheinvaters neu eröffnet wird (Köln FamRZ 99, 800). Vgl zur Anfechtgsfrist für die Mutter eines vor dem Inkrafttr des KindRG scheinehel geborenen Ki: BGB 1600 b Rn 5. IÜ geht ein am 1. 7. 98 noch nicht abgelaufener Teil der Anfechtgsfrist des Kindes nicht desh verloren, weil die Frist nach neuer Berechngsweise (BGB 1600 b I 2 nF) bereits abgelaufen wäre (Celle NJWE-FER 00, III). IÜ gehören zu den „neuen Vorschr“ auch Art 19 u 20 idF des KindschRG (Hamm FamRZ 05, 291).
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b) Erweiterte Vaterschaftsanfechtung durch das volljährige Kind, IV. Die Vorschr betrifft diejen Kinder, denen bish die Klärg ihrer Abstammg verwehrt war, u erweitert den Anwendgsbereich der neuen Anfechtgsfrist für vollj Kinder (BGB 1600 b III; dort Rn 20 ff) auf die Zeit vor Inkrafttr des KindRG. Damit wird der Fdg des BVerfG Rechng getragen, die Anfechtgsberechtigg des vollj Kindes so auszugestalten, dass sie nicht dch kenntnisunabhäng Fristen leerläuft od dch die Eltern unterlaufen werden kann (vgl BVerfG NJW 89, 891; 94, 2475). In Übergangsfällen wurde das AnfechtgsR des Kindes daher für zwei Fallgruppen dch Beginn einer neuen Anfechtungsfrist von 2 Jahren ab 1. 7. 98 erweitert, IV 1. Sie endete am 30. 6. 00. Die 2-Jahres-Frist steht dem Kind einmal zu bei
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aa) Fehlen eines gesetzlichen Anfechtungsgrunds nach dem bish Recht, wenn also die Anfechtgsbefugn erst dch das KindRG geschaffen worden ist, zB wenn die Ehe der Eltern nicht geschieden war, weil der Scheinvater keinen unsittl Lebenswandel geführt hatte usw (vgl BGB 1596 I aF); ferner iF der 
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bb) fehlenden Kenntnis vom Anfechtungsgrund für Kinder, denen die Klärg ihrer Abstammg nach bish Recht verwehrt war, weil das Kind innerh der 2-Jahres-Frist des BGB 1598 aF von Umst, die gg die Vatersch des früheren Ehemannes seiner Mutter sprachen, keine Kenntn erlangt hatte, nach Erlangg der Kenntn aber die kenntnisunabhäng 2-Jahres-Frist von BGB 1598 II aF bereits abgelaufen war. Erlangt das Kind von den die Anfechtg begründden Umst einer vor dem 1. 7. 98 begründeten Vatersch überhaupt erst nach dem 1. 7. 98 Kenntn, gilt unmittelb BGB 1600 b V. 
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Selbst wenn die Anfechtgsklage des Kindes wg Fristversäumn od Fehlens eines Anfechtgstatbestands nach alten Recht abgewiesen wurde, steht die RKraft dieser Entsch einer erneuten Klage des Kindes nach IV 2 nicht entgg.
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5) Wechsel der gesetzlichen Vaterschaft ohne vorherige Vaterschaftsanfechtung, III. Die Beseitigg der gesetzl Vatersch bei einem vor dem 1. 7. 98 scheinehel geborenen Kind ist ohne gerichtl AnfechtgsVerf mögl (AG Brem FamRZ 00, 1031). Voraussetzg ist, dass das ScheidgsVerf am 1. 7. 98 noch anhäng od die Scheidg noch nicht länger als 1 Jahr rkräft ist. Bei Anerkenng der Vatersch dch den Dritten u Zustimmg des bish Ehemannes der Frau gilt das Kind von Gesetzes wg als Kind des Dritten (vgl BGB 1599 Rn 9 ff).
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6) Beschwerde des Kindes gegen die Vaterschaftsfeststellung nach dem Tod eines Mannes, V. Es handelt sich um die übergangsrechtl Ergänzg zu FGG 55 b III, da nach dem früheren Recht dem Kind gg die VaterschFeststellg kein BeschwR zustand (vgl 58. Aufl). Beginn der BeschwFrist: frühestens 1. 7. 98.

GB 124, 144, 181–184 

EG 224 § 2

Elterliche Sorge. (1) 1Ist ein Kind auf Antrag des Vaters für ehelich erklärt worden, so ist dies als Entscheidung gemäß § 1671 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzusehen. 2Hat die Mutter in die Ehelicherklärung eingewilligt, so bleibt der Vater dem Kind und dessen Abkömmlingen vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet, sofern nicht die Sorge wieder der Mutter übertragen wird.

(2) Ist ein Kind auf seinen Antrag nach dem Tod der Mutter für ehelich erklärt worden, so ist dies als Entscheidung gemäß § 1680 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzusehen.
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1) Elterliche Sorge, I 1. BGB 1626 ff wurden zum 1. 7. 98 grdlegd reformiert (Einzelh bei MüKo/Huber Vorb 7 ff v § 1626). Eine weitere Änd erfolgte dch das Gesetz zur Reform der elterl Sorge nicht miteinander verheirateter Elt (dazu BGB 1626 a Rn 1), dch das auch die Übergangsregelg von § 2 geändert wurde. I enthält eine redaktionelle Anpassg, die dch den Wegfall von BGB 1672 erfdl wurde (Einzelh bei BGB 1671 Rn 1). III–V wurden aufgehoben, da aGrd der dch BGB 1626 a erleichterten Möglichk der Erlangg der gemeins Sorge für sie kein Bedürfn mehr bestand (vgl auch die ÜberleitgsVorschr in Art 229 § 30). – IÜ beschränkt sich die Vorschr auf wenige Einzelh der früheren EhelichkErkl (BGB 1723 ff aF). Dch EhelichkErkl erlangte das nichtehel Kind seinem Vater ggü die Stellg eines ehel Kindes. Die vom BVerfG (FamRZ 91, 913) bei ZusLeben der nicht miteinand verheirateten Elt für verfassgswidr erklärte Alleinsorge des Vaters als Folge der EhelichkErkl auf seinen Antr behandelt die Übergangsregelg als Zuweisg der Alleinsorge nach BGB 1671 II. Die gemeins Sorge der Elt kann damit jederzeit dch Heirat der Elt begründet werden (BGB 1626 a I Nr 2), ohne Heirat u nach Wegfall von BGB 1672 dagg nur gem BGB 1696 I aus trift das KiWohl nachhalt berührden Grden dch Entsch des FamG (vgl BGB 1671 Rn 57), so dass auch bei einem EltKonsens nunmehr eine deutl höhere ÄndSchwelle besteht. Auch die Wiederherstellg der Alleinsorge der Mutter muss über BGB 1696 bzw ggf über BGB 1666, 1680 III erfolgen.
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2) Nachrangige Unterhaltspflicht der Mutter, I 2. Aus Grden des Vertrauensschutzes wurde in der Übergangsregelg an der entsprechden Regelg von BGB 1739 aF festgehalten. Hatte die Mutter in die EhelErkl nicht eingewilligt (vgl BGB 1726 I 1 aF), bleibt es beim unterhrechtl Gleichrang von Vater u Mutter gem BGB 1606 III 1.
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3) Ehelicherklärung nach dem Tode der Mutter, II (Liermann StAZ 99, 321). Die Übergangsregelg behandelt den Fall von BGB 1740 a aF als solchen von BGB 1680 II 2. Dieser Satz wurde dch das Gesetz zur Reform elterl Sorge nicht miteinander verheirateter Elt (oben Rn 1) allerd aufgehoben u in BGB 1680 II 1 integriert, so dass auch iRv II künft eine Entsch nach BGB 1680 II 1 anzunehmen ist. 

EGBGB 224 §§ 2, 3 

EG 224 § 3

Name des Kindes. (1) 1Führt ein vor dem 1. Juli 1998 geborenes Kind einen Geburtsnamen, so behält es diesen Geburtsnamen. 2§ 1617 a Abs. 2 und die §§ 1617 b, 1617 c und 1618 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleiben unberührt.

(2) § 1617 Abs. 1 und § 1617 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten für ein nach dem 31. März 1994 geborenes Kind auch dann, wenn ein vor dem 1. April 1994 geborenes Kind derselben Eltern einen aus den Namen der Eltern zusammengesetzten Geburtsnamen führt.

(3) 1In den Fällen des Absatzes 2 können die Eltern durch Erklärung gegenüber dem Standes-
beamten auch den zusammengesetzten Namen, den das vor dem 1. April 1994 geborene Kind als Geburtsnamen führt, zum Geburtsnamen ihres nach dem 31. März 1994 geborenen Kindes bestimmen. 2Die Bestimmung muß für alle gemeinsamen Kinder wirksam sein; § 1617 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie § 1617 c Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend.

(4) 1Ist in den Fällen des Absatzes 2 für das nach dem 31. März 1994 geborene Kind bei Inkrafttreten dieser Vorschriften ein Name in ein deutsches Personenstandsbuch eingetragen, so behält das Kind den eingetragenen Namen als Geburtsnamen. 2Die Eltern können jedoch binnen eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieser Vorschrift den Geburtsnamen des vor dem 1. April 1994 geborenen Kindes zum Geburtsnamen auch des nach dem 31. März 1994 geborenen Kindes bestimmen. 3Ab​satz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) 1Ist für ein Kind bei Inkrafttreten dieser Vorschrift ein aus den Namen der Eltern zusammengesetzter Name als Geburtsname in ein deutsches Personenstandsbuch eingetragen, so können die Eltern durch Erklärung gegenüber dem Standesbeamten den Namen, den der Vater oder den die Mutter zum Zeitpunkt der Erklärung führt, zum Geburtsnamen dieses Kindes bestimmen. 2Ab​satz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 3Haben die Eltern bereits den Namen des Vaters oder den Namen der Mutter zum Geburtsnamen eines ihrer gemeinsamen Kinder bestimmt, so kann auch für die anderen gemeinsamen Kinder nur dieser Name bestimmt werden.

(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten nicht, wenn mehrere vor dem 1. April 1994 geborene Kinder derselben Eltern unterschiedliche Geburtsnamen führen.

Götz 
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1) Grundsatz, I 1: Das Kind behält einen vor dem 1. 7. 98 erhaltenen Geburtsnamen. Das gilt auch nach Scheidg der Mutter vom Stiefvater des nichtehel Kindes u Rückgängigmachg der Einbenenng vor Inkrafttr des KindRG (Zweibr FamRZ 99, 1382) u grdsätzl auch für einen vor Inkrafttr des FamNamRG zum Geburtsnamen aus den Namen der Elt zusgesetzten Doppelnamen (arg Art 224 § 3 V 1). I 2 hält aber den nach dem Grds von I 1 übergeleiteten bish Geburtsnamen für nachträgl begründete NamensÄnd, die das Gesetz im einz aufzählt, offen u sieht in den II–VI zahlreiche Ausnahmen von dem Grds des I 1 vor; diese sollen Namensverschiedenheiten unter Geschwistern vermeiden od beseitigen, bedürfen bis auf den Fall des nachträgl Namenswechsels der Elt bei einem noch nicht 5 jähr Kind aber sämtl entsprech Erkl ggü dem Standesbeamten. Übernehmen unverheiratete Elt die gemeins Sorge für ihr vor dem 1. 7. 98 geborenes Kind, so hätte eine Neubestimmg des Geburtsnamens die Zustimmg des Kindes vorausgesetzt, wenn dieses innerh der 3-Monatsfrist 5 Jahre alt geworden ist (Düss FamRZ 06, 1226).
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2) Doppelnamen, II–VI. Ein vor dem 1. 4. 94 geborenes Kind konnte währd einer Übergangszeit einen aus den FamNamen beider Elt gebildeten Doppelnamen erteilt bekommen (Einf 3 v BGB 1616). Die Vorschr beziehen sich auf die Elt; bei Alleinsorge eines EltTeils ggf analoge Anwendg der BGB 1617 a II 2 u 1618 S 3 u 4 (vgl 58. Aufl Rn 2). 
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a) Namensneubestimmung bei Geschwistern, II. Der Doppelname des ältesten Kindes teilt sich trotz des Grds der Namenseinheitlichk unter Geschwistern (BGB 1617 I 3) nicht automat später geborenen Geschwistern mit. Der Geburtsname des zuerst nachgeborenen Kindes richtet sich vielmehr bei Namensverschiedenh der Elt, als ob es sich um deren 1. Ki handelt, nach BGB 1617 I u unterliegt in der Folge ggf den gewöhnl Ändergen iRv BGB 1617 c. Geschwister können auf diese Weise unterschiedl Geburtsnamen haben. Andseits lassen sich unterschiedl Geburtsnamen mit Hilfe von BGB 1617 c auch wieder vereinheitlichen.

4

b) Übertragung des Doppelnamens auf Geschwister, III. Die Übergangsregelg zum KindRG dchbricht die vom BVerfG ggf nur als vorläuf gedachte Doppelnamensregelg (BVerfG FamRZ 91, 535) u gibt den Elt die Möglichk, den in der Übergangszeit zuläss Doppelnamen auf nach dem 31. 3. 94 geborene Kinder zu übertragen (Karlsr FamRZ 13, 387: keine analoge Anwendg auf nach dem 31. 3. 94 geborene Kinder, deren Doppelname aGrd RWahl zG eines ausländ Rechts erteilt wurde; ebso Stgt FamRZ 13, 388 LS). Die Übertragg des Doppelnamens erfolgt nicht automat, sond setzt entspr Erkl beider EltTeile voraus. Die Reihenfolge der Namensbestandteile darf dabei nicht verändert werden. Bei mehreren Kinden ist der Doppelname des 1. Kindes für alle maßgebl, ohne dass es darauf ankommt, ob sie vor dem 1. 4. 94 od nach dem 31. 3. 94 geboren sind. Die Erkl können zugl mit der Anmeldg der Geburt beim StAmt abgegeben werden (PStG 21 I Nr 3); erfolgen sie danach, bedürfen sie der öff Beglaubigg (BGB 1617 I 2). Für die Anschließg der Kindes an die spätere Wahl des Ehenamens gilt wieder BGB 1617 c I.
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c) Nach IV war die Übertragg des Doppelnamens eines vor dem 1. 4. 94 geborenen Kindes auf ein nach dem 31. 3. 94 geborenes Kind bis zum 30. 6. 99 befristet, wenn dessen Name in ein deutsches PersStandsBuch eingetragen war. Wurde die Frist versäumt, bleibt es bei dem im PersStandsBuch eingetragenen Namen. Da der eingetragene Name für nach dem 31. 3. 94 geborene Kinder nur ein einfacher Name sein konnte, bleibt es bei der Namensungleichh der Geschwister. Die Namensangleichg nach III ist aber unbefristet mögl, wenn das Kind im Ausland geboren u eine Eintragg in ein deutsches PersStandsBuch noch nicht erfolgt ist.
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d) Änderung des Doppelnamens, V. Hatten die Elt im deutschen PersStandsBuch den aus ihren Namen gebildeten Doppelnamen eintragen lassen, haben sie die Möglichk, wie nach BGB 1617 I für ein nach dem 31. 3. 98 geborenes Kind nur einen einfachen Namen zu bestimmen, der dann allerd wie nach BGB 1617 I 3 auch für alle weiteren Geschwister gilt (vgl Rn 4). Die BestimmgsBefugn ist im Ggsatz zu IV 2 nicht befristet, jedoch dann, wenn die Elt bereits bei einem and gemeins Kind eine Bestimmg nach BGB 1617 I getroffen haben, auf diesen Namen beschränkt, V 3.
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e) Verlust der Verfügungsbefugnis über den Doppelnamen, VI. Trägt von zwei vor dem 1. 4. 94 geborenen Kindern eines den Doppelnamen, ein weiteres jedoch denjen nur eines EltTeils, so haben sich die Elt damit auf den einfachen Namen festgelegt u die Möglichk sowohl zur Ausdehng des Doppelnamens auf die Geschwister als auch des Wechsels zum einfachen Namen bei dem Kind mit dem Doppelnamen verloren. Ledigl wenn sämtl vor dem 1. 4. 94 geborenen Kinder übereinstimmd den Doppelnamen tragen, haben die Elt nach III 1 u VI 1 wiederum die Wahl zw der Einheitlichk des Doppelnamens od des einfachen Namens für alle Kinder.

